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Tierpatente 1m Kreuzfeuer der Kritıik
Moraltheologische Anmerkungen ZUF gegenwärtıgen Diskussion

iıne kleine Labormaus, in deren Genom medizıinıschen Forschungszwecken
eın menschliches Krebsgen eingeschleust worden Wal, wurde 1m Aprıil 1988 als C1r-

STES Saugetıier VO US-amerıkanıschen Patent- un Markenamt MIT eınem Patent
geschützt. Wıssenschaftler der arvard-Universıität hatten durch eiınen gentechnı-
schen Eıngriff das Entstehen eınes neuartıgen tierischen UOrganısmus erzielt. Sıe
hatten eın menschliches Krebsgen 1ın FEızellen eınes Labormäusestammes einge-
schleust, An denen die ın ıhrem Erbgut veränderten Tıere mi1t erhöhter Neıigung
ZT: Entwicklung VONn Krebstumoren entstanden. Dıi1e Maus W ar bestimmt für Tests
aut toxikologische Stoffe, terner ZUrTr Medikamentenabklärung un experımen-
tellen Vorhaben 1n der medızınıschen Krebsforschung. Dıie Behörde ent-

schıed, da{ß dıe patentrechtlichen Voraussetzungen erftüllt seıen, das seither als
„Harvard-Maus“ berühmt gewordene tıransgene Labortier als schutzwürdıge Er-
findung einzustuten.

Diese Patentierung markıerte den für die Offentlichkeit ohl bislang spektaku-
ärsten Schritt auf eınem Weg, auf dem schon acht Jahre eıne zentrale Barrıe-

durch die Entscheidung beseıitigt worden WAal, da{ß IUr dıe rage der Patent-
tahıgkeıt nıcht aut eıne Unterscheidung zwıschen ebenden un! nıchtlebenden
Gegenständen an(kommt), sondern zwıschen Produkten der Natur und VO Men-

« 1schenhand herrührenden Erfindungen

ıne umstrıttene europäıische Premıiere

Fuür die Harvard-Krebsmaus WAarTr schon 1985 auch beım Europäischen Patentamt
1ın München eın Patentierungsantrag gestellt worden. Die ach den Bestim-

INUNSCH des Europäischen Patentübereinkommens VO F9/3 dem auch alle
Staaten des deutschsprachıgen Gebiets ınzwıschen beigetreten sind, vorzunehmen-
de Prüfung des Antrags mufßte treılich eıne deutlich verschiedene rechtliche eur-
teılungsbasıs berücksichtigen: Im Artıikel 53 des EPU werden näamlıch nıcht 1U  —

„Erfindungen, deren Veröffentlichung oder Verwertung dıe öffentliche
Ordnung oder die Sıtten verstoßen würden“ (a) sondern auch „Pflanzensor-
ten oder Tierarten SOWI1e für 1mM wesentlichen biologische Vertahren Z Züchtung
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VO Pflanzen oder T1ıeren“ (D): VO der Patentierbarkeıt ausgeschlossen. Dıie -

ständıge Prüfungsabteijlung des EPA hatte denn auch die arvard-Patentanmel-
dung 14 Julı: 1989 MI1t der Begründung zurückgewıesen, das FEPU (Art 96l
erlaube generell keıne Patentierung VO Tıeren.

Im folgenden Jahr (3 Oktober wurde diıese Entscheidung 1aber durch eıne
technısche Beschwerdekammer des ERPA aufgehoben und der Antrag wıederum
dıe Prüfungsabteilung zurückverwiıesen. Dıi1e technische Beschwerdekammer
konnte sıch dem ersten Prüfungsergebnis nıcht anschliefßen: S1e stellte viel-
mehr fest, da{fß eın entscheidender Begritff der deutschen Version des betroffenen
EPU-Artikels 53 VO den gleich authentischen englischen und tranzösıschen
Fassungen abweıche: Der deutsche Begriff „ L1erarten“ habe eıne weıtere
Bedeutung als dıe iın der englischen un: französıschen Version verwendete Term1-
nologıe (anımal varıetles bzw anımales). Das Patentierungsverbot könne sıch
allentalls auf Tiergruppen bezıehen, nıcht aber autf lıiere als solche. Zugleich stellte
die Beschwerdekammer klar, da das 1m Fall der Krebsmaus verwendete gentech-
nısche Vertahren ein SIM wesentlichen biologisches Vertahren“ darstelle, das
ach emselben Artıkel 30888! Ausschlufß VO der Patentierbarkeıt tühren muüßte.
Im Blick auf eıne künftige Stellungnahme 740 08 Patentierung des angemeldeten ] ie-
1CS5 verlangte dıe Kammer eıne Untersuchung der raZe, ob dıe Veröffentlichung
oder Verwertung der ZAUT: Prüfung anstehenden Erfindung die öffentliıche
Ordnung oder die Sıtten verstoße. Zugleich sollte eıne Güterabwägung ZW1-
schen den Leiden solcher Versuchstiere und den möglichen Umweltgefährdungen
eınerseıts un: dem anzunehmenden Nutzen für die Menschheıt andererseıts VOI-

S4 werden?.
Die Zzweıte Bewertungsrunde der Prüfungsabteilung des EPA brachte 1Un eın

Ergebnıis, das die Barrıeren eıne Patentierung VO T1ıeren in estiımmten Fäl-
len beseıitigen haltf Zum Bedeutungsspektrum VO Tierarten/anımal varıetiles/races
anımales wurde vermerkt, da{fß dıe beiden letzteren Bezeichnungen als Untereinheıt
der Art verstehen seı1en. Soweıt C nıcht solche Kategorıen Sehe, seı1en TI1ıere
durch das EPU nıcht grundsätzlıch VO der Patentierung ausgeschlossen. Der

„Gegenstand der auf T1iere als solche gerichteten Patentansprüche“ “* se1 VO den
Ausschlufßsbestimmungen des Artıkels 53 (b) des ERPU nıcht erftaßt.

Die Prüfungsabteiulung ahm die verlangte Güterabwägung V OT: zwıschen dem
Nutzen der Menschheıt (Interesse der Erforschung und Bekämpfung ebensbe-
drohlicher, weıtverbreıteter Krankheıten), den Umweltschutzanforderungen (Ge
tahr einer aufßer Kontrolle geratenden Verbreıtung VO gefährlichem genetischem
Materıal durch LITranNSgCHNC Jiere) und den Leiden der betroffenen Versuchstiere. In

bezug autf dıe Harvard-Maus autete das Ergebnıis dieser tür dıe ethische Beurte1-
lung höchst bedeutsamen Prüfung, da{fß dıe beiden letztgenannten Komponenten 1in
eınem kontrollierbaren bzw vertretbaren Rahmen bleiben, da{f Berück-
sıchtigung der Ranghöhe des erstgenannten Menschheıitsinteresses e1in Verstofß
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die Sıtten oder die öffentliche Ordnung anzunehmen sel. 1ne gewerb-
lıche Nutzung der Erfindung bedürfe 1aber entsprechender Regelungen des
Gesetzgebers

Im Maı 997 anerkannte das LELDPA schliefßlich dıe Patentfähigkeıit (Nr X 5 304 490.7
für dıe angemeldete Labormaus, deren US-amerikanısche Nutzungsrechte ZW1-
schenzeıtlıch den Du-Pont-Konzern gefallen Nachdem bereıts se1it e1In1-
SCH Jahren mıt der Erteilung VO Patenten aut Mıkroorganısmen (seıt un
auf Pflanzen (seıt dıe Patentfähigkeıt VO Lebewesen dieser Stuten grund-
sätzlıch VO EPA bejaht worden WAaflT, wurde 1U  D auch erstmals in der europäı-
schen Rechtsgeschichte die Patentierbarkeıit VO Säugetieren durch eıne überreg10-
ale Nnstanz dieses Ranges anerkannt®. Da{fß dıe 135 Februar 1993 Ende
SCBANSCHNC Einspruchsfrist nıcht uUuNgeENUTZL verstreichen würde, W ar ach den zahl-
reichen Aktıonen die Patentierung VO Lebewesen in den etzten Jahren al-
lerdings

ASssıve Krıitık

Dıie ber 200 Organısationen aus zahlreichen Ländern Europas davon alleın 70
aus der chweız dıe ach den Medienberichten Einspruch diese Patentent-
scheidung einlegten, artıkulierten ıhre Einwände und Ablehnungsgründe auf recht
verschiedenen Fbenen. Sıe varııeren zudem erheblich in bezug auf ıhre generelle
oder UT speziıfische (konkret auf den Fall der Harvard-Maus bezogene) Aussage-
absıicht

Schon die erwähnten Schritte der US-amerıikanıschen Patentierungspraxıs WUI-

den Zielscheibe einer teılweıse vehementen Krıitıik, gerade 1m deutschsprachıgen
Raum. uch VO theologischer Seıte fehlte CS nıcht „schweren Geschützen“:
Die Grundsatzentscheidung des amerıkanıschen Supreme Court, da{ß$ dıe Unter-
scheidung zwischen ebenden und nıchtlebenden „Gegenständen“ für die Patenttä-
hıgkeıit nıcht erheblich sel, wurde als „fatale Nıvellierung 7zwıschen Leben und
ter aterıe“ un als „Ausdruck eıner mechanıstischen, anthropozentrischen und
gottlosen Sıcht des Lebens“ dısqualifizıert. Das Patent se1 „Symbol und Schlüssel
für die Kommerzıalısıerung eıner ambiıvalenten Wıssenschaftt“. „Ethisch 1ST eın
Genpatent nıcht legıtiımıeren.“ Verschiedene Stellungnahmen aus dem Weltrat
der Kırchen wenden sıch dezıdiert eıne Zulassung der Patentierung VO

Lebensformen, der (1 ‚eıne reduktionıstische Vorstellung VO Leben“ G=
worten wırd

Soweıt nıcht eıne prinzıpielle, ausnahmslose Gegnerschaft gentechnıschen
Eıngritffen Lebewesen, ınsbesondere Tıeren, und/oder die generelle Ableh-
1U VON Tierversuchen, auch solchen „herkömmlıcher“ Art,; 1n der gegenwärti-
gCnh Dıskussion vorherrschen, werden iınsbesondere tolgende kritische Einwände
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vorgebracht: Rechtsbegrifflich definıtorischer FEinwand: TIransgene Tiere können
nıcht als Erfindung des Menschen, sondern allentalls als nıcht patentierbare
Entdeckungen gelten. OÖkologischer Einwand: Dıi1e patentmäßßiıg abgesicherte
Zucht tıransgener Tıere torcıere dıe Tendenz ZUT!T Reduktion der Artenvielfalt (ım
Pflanzenbereich: verstärkte Tendenz Monokulturen) und könne durch unkon-
trollierten Genaustausch CUuU«C Getahren herautbeschwören. Dıie Ausbeutung der
Natur werde gefördert. Beschränkung des Zugangs (G(Jen-Ressourcen: Dıie Paten-
tierung verstoße das Recht auf treıen Zugang den genetischen Ressour-
CECNM, die als gemeınsames Menschheıitserbe tür alle zugänglıich und nutzbar bleiben
muüßten. Vergrößerung des Nord-Süd-Gefälles: egen ıhrer forschungsmäßigen
Überlegenheit nutze diese Patentierungspraxı1ıs überwiegend den wirtschafttliıchen
Interessen der hochindustrialisıerten Staaten und vertiefe och die ungerechte
Kluftt 7zwıschen der SOgCENANNTLECN Ersten und Drıtten Welt

Bezogen autf die Harvard-Maus-Entscheidung steht die Kritik der ethischen
und rechtlichen Güterabwägung 1 Mıttelpunkt: Wirtschaftliche Interessen sejen

hoch gewichtet, dıe Schmerzen der betreffenden Versuchstiere jedoch unterbe-
GTEl worden. Die Miıfßachtung des Eıgenwerts und dıe Instrumentalısıerung tür
Forschungszwecke reduziere dıe T1ıere auf das Nıveau VO Sachen. Hıer lıege eıne
Verletzung VO tierschutzethischen, auch rechtlich geschützten Grundsätzen VO  $

ıne solche Mıßachtung bedeute eınen Verstofß dıe Sıtten un die Of-
tentliıche Ordnung, die ach Artıkel 53 (a) ERPU eın Patenthindernis bılden. Hınzu
kommen och FEinwände ın bezug auf dıe hinreichende Legıtimation der Entsche1i-
dungsınstanz: Die Patentierung VO Lebewesen, ınsbesondere VO Tieren, berühre
gesellschaftliche Grundsatziragen VO solcher Tragweıte (Z Ausweıtung der e1-
gentumsrechtlichen Verfügung ber Tiıere), da{ß die Kompetenz eıner sektoriell
Orlıentierten Rechtsbehörde übertordert und eıne ANSEMESSCHECIC demokratische
Legitimationsbasıs un -prozedur gefordert sel.

Diskussion der FEinwände Ethisch-normatıve Krıterien

1ne dem Wissenschaftsethos verpflichtete Diskussion mu{ sıch Transparenz
der Standpunkte bemühen, VO denen AausSs argumentiert wiıird Dıies oilt tortior1 1m
Blick auf dıe Wertbestimmtheıt ethisch-normatıver Stellungnahmen. Im Rahmen
dieses Beıtrags ‚BEHEN ıch mich allerdings auf wen1ge Hınweıiıse beschränken, die
Aufschlufß geben ber dıe zugrunde liegende christlich-theologisch gepragte Basıs,
VOT allem ın bezug auf die ethische Beurteilung der Tierversuchsproblematik.

Ausgehend AVAG] der Heılıgen Schrift, die als grundlegende Gemeinsamkeit alles
Lebendigen das Hervorgehen Aaus dem vöttlichen Schöpfungswirken unterstreicht
(Gen 1ST der geforderte Stil des Umgangs MmMI1t außerhumanen Lebewesen,
iınsbesondere MT Tieren, VOIN verbindenden Charakteristikum der Mitgeschöpf-
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iıchkeit her entwickeln. Dıieser Gemehnnsamkeit 1m Ursprung entspricht die
Hoffnungsgemeinschaft VO Mensch und ıer ın bezug auf das eschatalogische
eıl (Jes 11, 6—8; 1 1:3 b: Röm S, 9—2 Mensch un Tıer werden allerdings
nıcht als gleiche, ebenbürtige Partner verstanden. Dıie Namengebung durch den
Menschen (Gen Z 19%) un der Herrschaftsauftrag (Gen 1 Z6:Z68) lassen eıne C
WI1SSe Zuordnung und Verfügbarkeit der Tiere erkennen. Dıie Sonderstellung un
die Verfügungsrechte des Menschen siınd jedoch begrenzt. S1e sınd 1m Sınn der VO
(Jott übertragenen treuhänderıischen, stellvertretenden Verwaltung un: der Fuür-

für dıe Mitgeschöpfte, des „Bebauens un Behütens“ (Gen Z 15) deuten.
uch dıe 1m Zusammenhang MI1t dem Noachbund (Gen SE Zu Ausdruck
kommende Verschärfung der bebenssitdatign der Tiere wıderruft nıcht die Eıgen-
wertigkeıt un: die geschöpfliche Würde der Tiere. Diese Stelle verdeutlicht aber,
WwW1e sehr auch das Verhältnis des Menschen den Tieren VO der Sünde betroffen,
konfliktgeladen und gestort 1ST.

Dıie Ehrtfurcht VOT dem Schöpfer implızıert die Ehrfurcht VO dem Erschaffenen
un tür Zut Befundenen (Gen 1521:25) Dıie Achtung VOT dem Leben der Tiere 1St
sOmıt aıne theologisch fundierte Pflicht Dem wıdersprechen sinnlose Tötung un
Quüälereı (Zufügung VO Schmerzen ohne rechtfertigenden Grund). Dem wıder-
spricht auch eın Verständnis der Tiere als neutrales Sacheigentum, MI1t dem ach
Belieben vertahren werden annn Vielmehr sınd Eingriffe T1ieren rechtterti-
gungspflichtig, dafß dıe gebotene Achtung ıhrer Bedürfnisse SCwırd
Dazu 1St eıne Güterabwägung erforderlich, die für Konflikrtfälle das Wohl VO

Mensch un: Tier edenkt und [1UT AUS schwerwiegenden Gründen den Lebens-
und Gesundheitsinteressen des Menschen eiınen Vorrang einräumt oder zugunsten
tundamentaler Lebens- und Gesundheitsbedürfnisse der Tiere selbst Tierversuche
ZESTALTEL. Nur Leben und Gesundheıit VO Mensch und Tıer nıcht ohne Eınsatz
VO Tierversuchen bewahrt, und geschützt werden können, sınd Tierver-
suche, dıe miıt grofßer Angst, MmMiı1t erheblichen Störungen des Allgemeinbefindens,
MI1t Schäden, Schmerzen oder dem Tod der eingesetzten Tiere verbunden sınd,
sıttlıch erlaubt. Dabe] sınd (ohne 1j1er eıne Vollständigkeit erreichen können)
tolgende ethische Leıitlinien beachten, dıe eıne hohe Kompetenz der unmıttel-
bar verantwortlichen Personen VOraussetizen

Tierversuche sınd auf das für die geNANNTLEN Zwecke unerläßliche Mafi( be-
schränken. Die Übertragbarkeit der Ergebnisse auf den Menschen M gesichert
se1n. Dıi1e Versuchstiere sınd artgerecht betreuen. Versuchstiere sınd sorgfältig
autf Experimente vorzubereıten, bei deren Durchführung auf eıne Mınımierung
VO Angst, Schmerzen (wo immer möglıch durch allzgemeine oder lokale Betäu-
bung) un Schäden achten ISE Versuche, die dauernde Schäden un Einschrän-
kungen ZUHT: Folge haben, sınd L1UT zulässıg, wenn auf keıne tierversuchsfreıien
Alternativen rekurriert werden annn Auf dıe Optimierung der wıssenschafttlichen
Auswertung, das heiflst auf die Erzielung des optıimalen Erkenntnisgewinns, 1ST
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größter Wert legen. Durch Auft- und Ausbau VO Informatiıonsnetzen un
Datenbanken sınd die Ergebnisse (möglıchst internatıonal) zugängliıch
chen, dafß Doppel- un: Wiederholungsversuche vermıeden werden können. In der
wissenschaftlichen Lehre sind Tierversuche 1L1UTE zulässıg, wenn keıne tierversuchs-
treıen Alternatıyven bestehen. Dıi1e Förderung VO Ersatzmethoden (Z mı1t Zell®
und Gewerbekulturen, mMI1t isolierten Urganen und durch Computersimulatıion) 1St
entschieden voranzutreıben. Solche Ersatzmethoden sınd ımmer sinnvoll
möglıch bevorzugt eiınzusetzen. Die staatlıchen Behörden sınd verpflichtet, dıe-
SCI1 ethischen Leitgedanken durch entsprechende Vorschriften und Kontrollen
W1€e durch periodische Anpassungen der rechtlichen Bestimmungen ( KS Gege-
benheıten FA BBS Durchsetzung iın der Praxıs verhelten.

Mıt der 7zuletzt Nn Forderung sınd die ethischen Dımensionen der
vorausgesetztien Bewertungsbasıs unmıttelbar berührt, für deren ausführlichere
Darstellung 1e7r auf andere Beıträge verwıesen sel, die zudem übergreitfende rage-
stellungen behandeln (Verhältnıis Recht-Moral,; staatliıch-rechtliche Ordnungs-
kompetenz, Stellungnahme 7ABh6 Marktwirtschaft, Entwicklungszusammenarbeıt

28 und ber einıge VO unseceICI Thematık besonders tangıerte ethische Anwen-

dungsgebiete (verschiedene Felder der Gentechnik) SOWI1e berufsethischen Fragen
(Wissenschafts-, Ingenieurethos) Aufschlufß seben .

Begriffliche un: inhaltlıche Schwerpunkte

Das Wissenschaftsethos verpflichtet 1m Fall eıner interdiszıplınären Ause1inander-
SETZUNG ZU Bemühen eın möglıchst korrektes Verstehen der jeweılıgen Fach-
termıinologıe. Da diese Hürde bisweilen recht hoch 1St, wırd nıemandem ftremd
se1n, der Erfahrungen 1m Dıalog 7zwischen Dıiıszıplınen, Wissenschaftsgruppen und
ZanNzZCH Fakultäten gesammelt hat

ıne solche Hürde stellt offensıichtlich auch das patentrechtliche Verständnıs
VO Erftindung dar Schon die Tatsache, da den zahlreichen patentrechtlich
relevanten Erfindungskategorien auch die „Entdeckungserfindung“ fgurıert, soll-
HS ZUT Vorsicht mahnen beim Versuch, dıe Begriffe Entdeckung un: Erfindung gC-
geneinander auszuspıelen. Dıie nıcht erst se1mt dem Autfflammen des Streıts die
Patentierung biotechnologischer Erfindungen gaängıge Auslegung der einschlägı-
Cn EPU-Bestimmungen (Art. 52 12] Art 56) schliefßt TI estimmte Entdek-
kungen VO der Patentierbarkeıt aus, nıcht aber solche, be1 denen „der Erfinder
eıne Lehre ZU technischen Handeln für die Entdeckung beschreıbt, WE dıe
gewerbliche nwendbarkeıt gemäfß Art / gegeben 1STt L

Daf das Zustandekommen eıner nıyeau- un: qualitätsmäfßig herausragenden
erfinderischen Tätıgkeıit 1m Bereich der belebten Natur wesentlıch iın der Ent-

deckung estimmter Naturphänomene sSOWwı1e deren NCUCH, bislang unbekannten
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Verknüpfungs-, Kombinations- und Eınsatz-(Nutzanwendungs-)Möglichkeiten
begründet seın kann, 1STt nachweıslich nıcht eıne den bıiotechnologischen
Produkten zuliebe erfundene Deutung. Bereıts 843 erteılte das tinnısche Patent-
amı  — das bekannte Patent auf eınen ebenden UOrganısmus; un 1n Deutschland
wurden bıs 1n die zweıte Hälfte der sechzıger Jahre Pflanzenzüchtungsverfahren
als patentfähige Erfindungen anerkannt®??. Dafi sıch be] biotechnischen Ertindun-
gCcn einıge spezıelle Probleme MI1t herkömmlichen Bestimmungen (Z.B5 Wiıeder-
holbarkeıt) ergeben, bedeutet keine grundsätzliche Infragestellung, Wenn sıch die
entsprechende Zielsetzung (Erreichung des VO der Erfindung ezweckten Er-
tolgs) anders erreichen Aflst L Insotern sıch das Leben VO Lebewesen nıcht eıner
menschlichen Erfindung verdankt, annn sıch der Erfindungsgegenstand 1er LL1LUTE

auf andere Aspekte beziehen: auf die menschliche Leistung, die ertorderlich 1St,
eıne qualitatıv ecue Züchtung, eıine och nıe dagewesene Varıante eıner Lebens-
torm erzielen.

uch WenNnn sıch beide Begrıiffe abstrakt unterscheiden lassen und keineswegs
alle Erfindungen in dieser rage gleichermaßen beurteijlen sınd, 1St doch die
Bedeutung beider VO tließenden Übergängen gekennzeıichnet, dafß eıne exklu-
S1Vve Betrachtungsweise den 1er angesprochenen menschlichen Kreatıvıtätsprozes-
SECNM nıcht gerecht wırd Im übrıgen lıegt O iın der Natur der Sache, da{fß der Er-
tindungsbegrıff VO der Dynamık der Technikentwicklung epragt 1St Die
Biotechnik hat eCuHe Akzente für das echnıkverständnıiıs ZESETZL, VA®} denen der
Erfindungsbegriff nıcht gut unberührt bleiben anı

Zum ökologischen Einwand 1ST bemerken, da{fß dem Schutz eıner substantiel-
len Artenviıeltalt 1n der christlichen Ethik se1it den Antängen der och relatıv Jun-
gCcn Teildıszıplın Umwvweltethik die Bedeutung eıner integrierenden Komponente
zukommt. Dabej 1STt berücksichtigen, da ach Angaben der Welternährungs-
organısatıon FA  ® ber 10 Prozent HSE TGTr Nahrung VOIN 11UTr 10 Tıier- un
Z6) Pflanzenarten kommt*>.

Eınıge Bestimmungen des deutschen Gentechnikgesetzes VO Junı 1990
könnten 1m übrıgen Rückwirkungen auf die Patentierungspraxıs haben: 1€eS$ gilt
gerade 1m Blick auf die soz1ıalethisch tordernden Sıcherheitsvorkeh-
rungen be] den ZAUT: Genübertragung verwendeten Vektorsystemen und 1ın bezug
auf dıe störungsfireie Integration 1ın bestehende Ökosysteme!®.

Der den freien Zugang den genetischen Ressourcen betreffende meıst 1m
Blick auf Nutzpflanzen geäußerte Eınwand stößt otfenbar be]l Patentrechtsspe-
z1alısten auft besonders wenı1g Verständnıs. Die der Offentlichkeit ZUT Verfügung
stehenden genetischen Ressourcen seıen nıcht patentierbar, weıl 1U  - für Gegen-
stände, dıe der Allgemeinheıt och nıcht ZUET: Verfügung standen und ıhr
och nıcht eiınmal bekannt WAarrcCll, Patentrechte erteılt werden können. Der dem

Artıkel des „International Undertakıng Plant Genetic Resources“ der FAOQO
VO  e 1983 iIinOomMMmMeE allgemeine Grundsatz VO den genetischen Ressourcen als
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eiınem allgemeınen (unbeschränkt zugänglichen) Erbe der Menschheıit könne nıcht
für eıne systematısche Kollisıon mıt dem gewerblichen Rechtsschutz beansprucht
werden. Das Patentrecht behindere iınfolge der Offenbarungsvorschrıiften
und dem allgemeın anerkannten Forschungsvorbehalt die Zugänglichkeit gCNC-
tischen Ressourcen nıcht stärker als die VO der Weltorganısation anerkannten
Schutzrechte für Pflanzenzüchtungen. Mıt Hılfe der Gentechnik könne durch

Genbanken (Sammlungen VO Erbgut, die Teıle oder das ZESAMTE Erb-
materı1al eınes Lebewesens repräsentieren) eın posıtıver Beıtrag FB Bewah-
rung der (senressourcen geleıistet werden. Schutzrechte könnten insgesamt für dıe
Bewahrung un! Entwicklung VO Erbgut eher törderlich se1in. Die Statuten des 1mM
Interesse der Dritten Welt errichteten Internationalen Zentrums für (3e0- und Bıo-
technologıe IGCGEB) sehen nıcht VO ungefähr die Erlangung VO Patenten für
ıhre Arbeitsergebnisse vor !/.

Solche Argumente bewegen sıch ındes 1n eiınem Kreıs. Kritiker sehen
iın der Tatsache, da{fß der eut Zugriff aut gegebenenfalls patentrechtlıch ınteressan-
LeSs genetisches Materı1al VO den auch aut diıesen Gebieten führenden Ländern der
Ersten Welt ausgeht, eınen Ausdruck der andauernden und sıch teiılweı-

och verschärtfenden Klutt zwıschen dem reichen Norden und den wirtschaft-
ıch YTIMNECIN, 1aber genetischen Schätzen reichen Ländern des Südens. ine GCGue

Abhängigkeıt, die ZUT Perpetujerung dieses ınsgesamt als Unrecht empfundenen
Zustands beıitrüge, annn auch eınen den Prinzıpıien der katholischen Sozijallehre
verpflichteten Fthiker nıcht gleichgültıg lassen. Dı1e Solidarıtät mı1ıt den 1LÄäns
dern erfordert nıcht 1Ur allgemeıne Ausgleichsmafsnahmen 1m Sınn eınes beım
Erdgipfel VO Rıo 1992 gemachten Vorschlags, da{ß nämlıich eın eıl des Gewıinns
A4US gewerblich schutzrechtsfähıgen Pftlanzen- un: Tierzüchtungen den B:
völkerungsgruppen ZUgULC kommen soll,; die MmMIıt ıhrer Arbeıt ZU UÜberleben und
ZANT: Pflege der gefragten Spezıes beigetragen haben Sotern Gene VO Wıldpflanzen
bzw -t1eren verwendet werden, soll durch eıne Gebührenregelung eın Beıtrag ZUr

Erhaltung der Artenvielfalt abgezweıgt werden, w1e eınem Gedanken der
Artenvielfaltskonvention VO Rıo entspricht. Außer eınem Ausbau der etffektiven
Nutzungsmöglichkeıiten der gentechnischen Fortschritte für Länder dieser Reg10-
NCN sollten zudem durch internationale UÜbereinkommen dıe Weıchen tür eınen
gerechten Zugang ZU Genpool VO Pflanzen und Tıeren angestrebt werden, da-
mMi1t das sıch abzeichnende Rıngen begehrte genetische (Quter unterhalb der
Schwelle größeren Konflikten abgefangen werden annn l Auf den sıch —

bestrittenen Einwand, da{ß das Patentrecht mı1t solchen Aufgaben überfordert
Wware; wırd och zurückzukommen se1in.

Da{fß der Funktionstüchtigkeıt des Patentsystems als eınes wesentlichen 'Teıls
des gewerblichen Rechtsschutzes eın hohes wirtschaftliches Interesse besteht, ist
unbestritten un wiırd VO den für den biotechnischen Sektor vorliegenden Zahlen
1m allgemeınen bestätigt, auch WE manche ruhere Prognose ınzwiıschen ach
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korrigıiert werden mufste 1?. Wer das marktwirtschaftliche 5System bejaht,
mu{ wıssen, da{ß „ein starker und reibungslos funktionierender Patentschutz e1-
T: der wiıchtigsten Antrıebskräfte für den technıschen Fortschritt (1st), der ach
Schätzungen der Volkswirtschaftler . für mehr als S Prozent des Wachstums der
Arbeıtsaktivıität ursächlich 1St  CC 20 Dıie Vorzüge des Patentschutzes Öördern dıe In-
vestitionsbereıtschaft der prıvaten Unternehmen für die in der Bıotechnologie sehr
aufwendiıge un risıkoreiche Forschung und Entwicklung, die für den Wettbewerb
auf dem heutigen Markt entscheidendes Gewicht haben Das Patent erfüllt eıne
wichtige Funktion für den Schutz geistigen Fıgentums SOWI1e für eıne Rısıkoabsıi-
cherung und ANSCINCSSCHC Gegenleistung der Allgemeinheıit für die Offenbarung
eıner nützliıchen Erfindung.

Mıt dem Patent erwiırbt der Inhaber L1UTr das „negatıve“ Recht, andere für eıne
estimmte Lautzeıit VO der Benutzung seıner Erfindung auszuschließen. Di1e
durch eıne Patenterteilung übertragenen Schutzrechte raumen ıhrem Inhaber für
eiınen begrenzten Zeıiıtraum (20 Jahre) eın ausschließliches Verwertungsrecht e1n,
das eıgentlıch eher eıne Verwertungschance bedeutet, ber deren Realisierung der
Markt entscheidet21. Di1e Kehrseite dieser Medhaıille besteht allerdings darın, da{ß die
Patentierungspraxıs auch VO den Rückwirkungen wenıger ertfreulicher Wırt-
schaftsprozesse, ZAE Beispiıel starker Konzentrationsvorgänge, betroffen seın
annn

Die Funktionstüchtigkeıt des Patentwesens 1STt zweıtellos auf eıne törderliche
rechtliche Eınbettung angewıesen. Das Patentrecht steht als Teıl der
Rechtsordnung nıcht außerhalb des Wertesystems der Vertfassung??, deren INOTAa-

lısch-normative Grundorıientierung auch in diesem Rechtsbereich ma{fßstäbliche
Bedeutung hat Dieser Zusammenhang schlägt sıch auch ın den Patenthindernissen
des Verstofßes dıe öftfentliche Ordnung un!: dıe Sıtten nıeder (Art.
55 a} EPU); in ıhnen kommen übergeordnete ethıische Gesichtspunkte Zu Aus-
druck In der vorherrschenden Jurıstischen Auslegung werden die beiden schwer
abgrenzbaren Begriıffe CN ausgelegt: Offentliche Ordnung bezieht sıch auf dıe
„tragenden Grundsätze der Rechtsordnung“, das heißt auf „alle Normen, die der
Verwirklichung und dem Schutz VO solchen Csütern dienen, welche für das Leben
1n der staatlıchen und soz1ıalen Gemeıimnnschaft eıne essentielle Bedeutung haben“ 2
Die auf außerrechtliche Ma{(stäbe verweısende Generalklausel der Sıtten be-
trıftft „ethısch tundierte Norm(en) VO zentraler Bedeutung, die allgemeın als VeTI-

bındlich angesehem ‘ werden.
Inwıeweılt spiegeln sıch 1U dıese verbindliıchen Grenzzıehungen ın der umstrıit-

Krebsmausentscheidung wıder>? Dıi1e Wırtschaftsordnung 1ST eıl der öffent-
lıchen Ordnung. Leben un esundheit des Menschen SOWl1e Wıssenschaft un:
Forschung stehen grundrechtlichem Schutz der Verfassung. Die Bekämp-
fung lebensbedrohender Krankheiten mı1t den Mıiıtteln VON Wıssenschaft un For-
schung entspricht auch 1m Zusammenhang wiırtschaftlicher Interessen orund-
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sätzlıch der vorher zıtıerten Umschreibung der öffentlichen Ordnung, wenn die
einschlägıgen konkreteren Rechtsvorschriften beachtet werden. Soweıt CS sıch da-
be] die insbesondere tangıerten Bestimmungen des Tierschutzgesetzes SOWI1e
des Umweltschutzes und des Gentechnikgesetzes handelt, ergeben sıch Fragestel-
lungen, die auch die Sıtten berühren. Vor allem betrifft 1es dıe Bewertung
der Schmerzen der Versuchstiere, das heißt die Frage der Tierquälereı SOWI1eE den
Schutz der Umwelt VOT eıner unkontrollierten Ausbreıitung gefährlicher DNA-
Abschnıiıtte (Gene)

Auft der Basıs des als wirkungsvoll un: derzeıt alternatıiıvlos beurteilten Fınsat-
P der Labormaus ın der Krebsforschung betont die EPA-Prüfungskammer den
Nutzen für den ranghohen Wert VO Leben und esundheıt SOWl1e dıe Chance,
durch dıe erwartbare höhere Forschungseffizienz des angemeldeten T1ıeres eıner
Verringerung der Tierversuche un damıt der MIt den Experimenten verbundenen
Schmerzen beizutragen. Be1 eıner bestimmungsgemäifsen Betreuung un: sorgfältı-
gCn experımentalen Praxıs VO seıten des Laborfachpersonals bleibe auch das {(Jme
weltgefährdungspotentıal beherrschbar. Das Ergebnıis der Güterabwägung über-
rascht VO daher nıcht.

„Zusammenfassend kommt dıe Prüfungsabteilung dem Ergebnıis, da{fß dıe vorliegende Erfindung
nıcht als SC  SC dıe Sıtten der dıe öttentliche Ordnung verstoßend angesehen werden ann. Die
Bereitstellung eines ZLT: Krebsforschung einsetzbaren Versuchstiertypes, der usammen MIt einem
durch Eınsatz VO Fachpersonal bewirkten geringen Gefährdungspotentıial einer Verringerung VO

Tierversuchen führt, annn allgemeın als nutzbringend für die Menschheıt angesehen werden. Deshalb
sollte eın Patent tür dıe vorliegende Erfindung nıcht auf der Grundlage des Art. S (&) EPU verweıgert

« 75werden.
Anschließend unterstreicht die Prütfungsabteilung aber dezıdıiert, da{fß diese Be-

gründung ausschliefßlich auf dieses tıransgenNeE Tıer beschränkt bleibt und 1M Fall
anderer Züchtungen andere Ergebnisse denkbar sejlen. Diese für eın Patentamt
ohl eher seltene, ethisch relatıv weıt ausgreifende Argumentatıon geht TIMVIGES=

kennbar auf die entsprechenden Anforderungen des geltenden Tierschutzgesetzes
eın 26

Wenn die Abwägung gleichwohl nıcht voll überzeugt, annn deshalb, weıl die be1
der Krebsmaus Lonstitutionell und strukturell orößere Krankheits- und
Schmerzantälligkeit als verschärfender Faktor nıcht 1n dıe Überlegung einbezo-
gCHh wiırd, W1€e s dıe in Reichweıite liegende Problematıik der SOgenNannteEN Qual-
züchtung ertfordern würde?7. Die sıch iın eiınem solchen Zuchtziel ausdrückende
Überinstrumentalisierung liegt dem Nıveau der vorhın skizzierten Krıterıien.

Unter den Stichworten öffentliche Ordnung un: ZuULE Sıtten 1ST schließlich auch
das verfassungsmäfßßıg (vgl Art 14 GG) verankerte Eıgentumsrecht anzusprechen:
Die se1it alters zugelassene, privatrechtlich geregelte Eigentumspraxıs kennt G*
pragte Ausschließlichkeitsrechte Tieren, ber die 1m Rahmen der geltenden (Se-

verfügt werden annn Tıere bleiben ıhrer iın den etzten Jahren verbes-
serten Rechtsstellung 7A08 Beispiel Objekt sachenrechtlicher organge.
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Schon eın Blıck auf die voraussıchtlich anzunehmenden Folgewirkungen der
Harvard-Maus-Patentierung Aflßt 1aber iragen, W1e vergleichbar die recht umtassen-
den Verwertungsrechte (auch in bezug auf die Nachfolgegenerationen) mi1t der Lra-

ditionellen Praxıs sınd. Was aber ınsbesondere jer bedenken ISt: sınd dıe mMOg-
lıchen Zukunftsperspektiven. Wenn sıch Jurısten offenbar SCIN des Arguments
VO der Wandelbarkeıt der Inhalte der Sıtten bedienen?®®, darf auch der
FEthiker darauf hınweısen, da sıch 1n den ethischen Auffassungen iın den etzten
Jahren zumındest Akzentverschiebungen ergeben haben, dıe Tıere wenıger als SCC-

enlose Gegenstände oder Sachen und mehr als Miıtgeschöpfte verstehen lassen. Die
Patenterteilung für Tıiere we1lst aber iın eıne gegenläufige Rıchtung. Unter der Vor-
AauUSSCIZUNG, Aa dieser tierschutzethisch motıvıerte Wandlungsprozefß schwerlich
als bereıts abgeschlossen betrachtet werden kann, könnte eıne Bewertung anhand
des Maf(ßstabs der Sıtten iın Zukunft annn besonders konflıktträchtig werden,
WEeNnNn sıch dıe patentrechtliche Ausgangslage durch dıe gewünschte ersatzlose
Streichung des Patentierungsverbotes VO Tierarten un: T1ıerrassen verändern soll-
te 2 KoOönnte CS ann nıcht eınes Tages Inhaber VO Patentausschließungsrechten
gebern, die ber alle Individuen eıner Rasse verfügen ließen? Wenn I11all die
rage des gewerberechtlichen Schutzumfangs der Patentansprüche (einschliefßlich
der Auswirkungen auf die Folgegenerationen eınes patentierten JTieres)-® hınzu-
nımmt, drängt sıch ıe rage auf,; ob 8861  w 1er nıcht in Dimensionen vorstöfst, die
VO den bısherigen materıellen gesellschaftliıchen Grundwertungen (noch?) nıcht
mıtgetragen werden.

Der Entscheidungsprozefß darüber, inwıeweılt solche Entwicklungen überhaupt
zugelassen werden sollen, ann nıcht eıner sektoriell tatıgen Behörde und se1l SI
och qualifiziert überlassen bleiben. In der 'Tat 1St das Patentrecht nıcht das
gee1gnete Feld 7ÄAGaR Regelung solcher ethischer Bedenken. Getordert sınd nıcht 1U

die höchsten, umtassender zuständıgen Urgane der richterlichen Gewalt, sondern
auch die beiden anderen Staatsgewalten mıiıt ıhren ınternatıonalen Wırkungsmög-
lıchkeıiten. Wıe sehr letztere gefordert sind, dürfte der 1nweIıls auf die Entwick-
lungsländer verdeutlicht haben Flankiıerende und ergänzende Mafnahmen, die
nıcht 1ın die Regelungskompetenz eıner Patentbehörde allen, waren auch in ande-
KG Bereichen unverzichtbar?!. Den vorgebrachten Vorbehalten un: Bedenken
W1e auch den Elementen der Zustimmung könnte ohl ehesten durch eın
Schutzsystem SU1 gener1Ss Rechnung werden, 1n dessen Strukturen sıch be-
reits eıne akzeptable Ausbalancıerung der wichtigsten ınvolvıerten Interessen nıe-
derschlagen müßte S}

615



Hans Münk

NME  NGE

Entsch. US-am. Supreme Court Va 16 1980, dt. 1n Gewerbl. Rechtsschutz b FA Urheberrecht. Internat. Teıl
int.) 82 (1980) 627.

EP  S Münchner Gemeıinschafttskomm.., Lig. 15 (Aprıil Moufang, Ausnahmen Patentierbarkeit (Art.
53 EPU) (Köln

RUR Int. 9° (1990) 8871
Vossıus, Schrell, Die „Harvard-Krebsmaus“ ın der Runde EPA. ıIn RUR InNt. 94 (1992) 269; Moufang

55 {
Vossıus, Schrell 269{f.; RUR InNt. 94 (1992) 477
EPA München, Jahresber. 1991 Jaenıchen, Die Patentierung Biotechnologie-Erfindungen eım EPA. 1n !

RUR Int. 94 (1992) 3372
NZZ Nr. 33 (10 20; 35 42 18: 48 (27./28. 233 Schweiz. Natıonalkom. Justitıa F ax/iInst
Sozialethik Schw. Bv. Kirchenbundes SK Patentierung Tıieren Pflanzen?, ın Schw. Kırchenztg. 161

1993) 102 { Inst. Sozıjalethık SEK. Patentiertes Leben ern 6, 1Z; 15 Von 500 Eınsprüchen berichtet
Straus 1n RUR Int. 94 (1992) 25  <

(D Eıbach, Gentechnik. Der Griutt ach dem Leben (Wuppertal “1988) 199
om 74 (1991) 193 10 Inst. Sozialethik SEK

Münk, Die christl]. Ethık Herausforderung durch Gentechnıik, ın Leben In der and Menschen,
hrsg. Chrısten, Ptammatter (Zürich 75—-178,; bes H0121253
12 EPU, Lig Pagenberg, Ertinderische Tätigkeıt, Gewerbl. nwendbarkeit (AArt 56 5/ EPU) ff Spoendlın,
Erfindung Entdeckung, In Kernprobleme Patentrechts ern 42
13 Im Bereich Tierzucht ann zudem „Rote-Taube“-Beschlufß Bundesgerichtshofs 969 herangezogen WOCI-

den, In dem grundsätzlıch die Patentfähigkeit VO: Tıeren (hıer eiıner Taubenzüchtung) bejaht wurde: vgl Moufang VE
14 Zu weı Voraussetzungen Krıiıterien Patentierbarkeıt SOWIE SPCZ Schwierigkeıiten 1ın der Biotechnik: Mou-
fang 37/-91; Pedrazzını, Dıie Entwicklung Erftindungsbegriftts, ın Kernprobl. Patentrechts 21—34, bes E 0}
15 Diese Angabe 1St 1mM Verhältnis AL geschätzten Zahl aller Spezıes 0—50 Mill.) sehen, VO: denen wenıger als 0/ '
beschrieben SInd; vgl Cunnıngham, Die bedrohte Vieltalt unsecerer Nutztıere, In NZZ 48 2 vgl
auch dıe vorsichtigen Schätzungen Weızsäcker, Erdpolitik (°1992) 133—136
16 Wıebe, Gentechnikrecht als Patenthindernıis, In RUR 95 (1993) 58 -—95; üunk 121 tf., 130
17 Moufang 34, 40f€. 15 Cunnıngham; Weizsäcker 1372 f 136
19 Frühauf, Bıotechnolog. Erfindungen ıhr Schutz und seıne Grenzen, In RUR 94 1992) 247£.:; Straus 2572
20 Bı Beıer, Gewerbl. Rechtsschutz, SO7z. Marktwirtschaftt Eur. Bınnenmarkt, 1n ! RUR 94 (1992) 228-238;:

eth. Kriut.: Münk, Wiırtschaftswiss. christl. Ethik aut Weg eiınem vertieftften Dialog ber die ökolog.
Herausforderung, 11 Eth. Theorie praktisch, hrsg. Furger (Paderborn 195 {+t

Beijer Z318 Moufang 40, A
272 Diese Überlegung gilt für CUuT. Patentrecht nıcht 1n gleicher Weıse wıe nNnat. Rechtsetzung. Dıie EG-Komm
versucht seıit Jahren, größerer Harmonisierung kommen;: vgl. Straus, Eth., recht!. . wirtschaftl]. Probleme
Patent- u. Sortenschutzes biotechnolog. Tierzüchtung Tierproduktion, ıIn RUR InNt. 19790, 918+%
23 Moufang 25 26; Wiebe 97 + 24 Moufang 26 25 Vossıus, Schrell DE
26 Lorz, Tierschutzgesetz Rechtsverordn. U, Fur. UÜbereinkommen (München >1987).
Aln Vgl. Tierschutzgesetzes; Ausnahmeregelung Versuchstiermutanten stehe ıch kritisch gegenüber; vgl
Lorz 249 —7251
2 Straus 260; Moutang 37
29 Teschemacher spricht ın seıner Rez Komm. V, Moufang eiıner „1mM dt. patentrechtl. Schritttum weıthın

Auffassung“: RUR 94 (1992) 1A5
3() rage Schutzumfangs: Moufang 69; Straus 258, 2623

eıtere Bereıiche, z.B dıe Sonderproblematik Landwirtschatt, kommen hınzu.
37 Dabei denke ıch wenıger eıne Analogie (Ptlanzen-)Sortenschutzsystem; vgl Straus 265; ers 22)
979

616


